Deutscher Bundestag 

14. Wahlperiode 


Drucksache 14/800 


20 . 04 . 99 


Antrag 

der Abgeordneten Carsten Hübner, Fred Gebhardt, Wolfgang Gehrcke-Reymann, 
Dr. Barbara Höll, Rolf Kutzmutz, Heidi Lippmann-Kasten, Ursula Lötzer, 

Dr. Uwe-Jens Rössel, Dr. Winfried Wolf, Dr. Gregor Gysi und der Fraktion der PDS 


Umfassender Schuideneriaß für einen Neuanfang 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1 . Das Ende der Schuldenkrise, das für Mitte der 90er Jahre von IWF und 
Weltbank prognostiziert wurde, ist nicht eingetreten. Nicht nur in den 
ärmsten Staaten, die seit 1982 ununterbrochen in der Schuldenfalle sit- 
zen, sondern auch in vielen hochverschuldeten Staaten niedrigen und 
mittleren Einkommens lähmen Überschuldung und weiter anwachsen- 
de Schuldenberge jegliche Entwicklung bzw. werfen sie in ihrer Ent- 
wicklung weit zurück. Bis Ende 1 997 haben sich laut Weltbankbericht 
Gesamtschulden der Entwicklungsländer von mehr als 2 070 Mrd. US-$ 
angehäuft. Unter Berücksichtigung der Krisenerscheinungen in Asien, 
Brasilien und Rußland und der nötig gewordenen Hilfsmaßnahmen wird 
dieser Wert 1998 noch weit höher liegen. 

Von einer Entspannung der Schuldensituation kann für keine der be- 
troffenen Eändergruppen die Rede sein. 

2. Die kontinuierlich anwachsende Gesamtverschuldung zeigt, daß bishe- 
rige Schuldenerleichterungen wie Umschuldungsmaßnahmen, Teiler- 
lasse, Entschuldungskriterien durch die internationale Gläubigerge- 
meinschaft zu keiner wesentlichen Entspannung für die Schuldnerländer 
geführt haben. Der Kreislauf von Überschuldung, Schuldendienst, man- 
gelnder bzw. keiner eigenen Investitionstätigkeit, nicht ausreichender 
Devisenerwirtschaftung, sozialer und ökonomischer Nichtentwicklung 
und Neuverschuldung konnte nicht durchbrochen werden. Zumeist wur- 
den diese Staaten durch Umschuldung und Teilerlasse lediglich in die 
Situation einer neuen Kreditfähigkeit versetzt, die aber keineswegs ei- 
nen tatsächlichen Neuanfang für ihre nationalen Volkswirtschaften be- 
deutete. 
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3. Die Verantwortung für die Schuldenkrise der meisten Entwicklungslän- 
der tragen die Schuldnerländer nicht allein. Neben der historischen Ver- 
antwortung des Nordens für koloniale Fehlentwicklung und weitgehend 
erschöpfende Ausbeutung von Ressourcen, tragen die Gläubiger der In- 
dustriestaaten, die Gruppe der G7 und die multilateralen Gläubiger, wie 
die Bretton-Woods-lnstitutionen IWF und Weltbank für Art und Weise 
der Kreditvergabe und für falsche Maßnahmen, wie die Strukturanpas- 
sungsprogramme des IWF, im Rahmen des Schuldenkrisenmanage- 
ments starke Mitverantwortung für das weitere Anwachsen der Schul- 
denberge in vielen Entwicklungsländern. Die Rußlandkrise ist hierfür 
ein Beispiel. 

4. Entschuldung kann kein einmaliger Akt sein und muß durch umfassen- 
de Maßnahmen und Maßnahmenprogramme flankiert werden, um die 
Schuldenspirale für die Entwicklungsländer aufzuhalten und neuerliche 
Überschuldung zu verhindern und um eigenständige, sozial, ökologisch 
und ökonomisch ausgewogene Entwicklungen in den Entwicklungslän- 
dern in Gang zu setzen und zu befördern. Das bedarf in Nord und Süd 
gemeinsamer konsequenfer Ansfrengungen hinsichflich enfwicklungs- 
politischer Maßnahmen, der Einbeziehung der Entwicklungsländer in 
die Weltwirtschaft nach deren Bedürfnissen und Möglichkeiten, der Her- 
stellung gerechter Wirtschafts- und Handelsbeziehungen und der Kon- 
trolle von Kapital- und Finanzströmen. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung angesichts ihrer 
bedeutenden Rolle in der internationalen Gläubigergemeinschaft und de- 
ren entsprechenden Gremien auf: 

1. den Rahmen bilateraler Handlungsmöglichkeiten für einseitige Maß- 
nahmen zum Schuldenerlaß voll auszuschöpfen, d. h. 

- sofortige bilaterale Schuldenerlasse für die ärmsten Eänder über die 
Vereinbarungen des Pariser Clubs hinaus, 

- unverzügliche bilaterale Schuldenerlasse für Entwicklungsländer 
nach Naturkatastrophen und vergleichbaren Notfällen, 

- umfassend die Schulden der ehemaligen DDR in Höhe von insge- 
samt 5,5 Mrd. DM zu erlassen und nur dort auf die Einrichtung von 
Gegenwertfonds zurückzugreifen, wo durch diktatorische Regime 
nicht gewährleistet werden kann, daß notwendige Mittel für Ar- 
mutsbekämpfüng und Grundversorgung nicht oder nicht ausrei- 
chend für die Bevölkerung zur Verfügung gestellt wird, 

- dringende und grundsätzliche Reform hinsichtlich der Kreditverga- 
bepraxis, der Ausrichtung nach sozialen, entwicklungspolitischen 
und ökologischen Kriterien und der Transparenz des Instrumentes 
der Hermes-Bürgschaften, da sich aus diesen der größte Teil der be- 
stehenden bilateralen Forderungen (Handelsförderungen) ergibt, 

- haushaltspolitische Rahmenbedingungen zu setzen: Schuldenerlas- 
se dürfen nicht zu Fasten der entwicklungspolitischen finanziellen 
Zusammenarbeit erfolgen. Der Etat muß auf die international ge- 
forderten 0,7 % des Bruttosozialprodukts (BSP) angehoben werden. 
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- über die HIPC-Initiative'> hinaus, auf sämtliche bilaterale Forderun- 
gen gegenüber den hochverschuldeten armen Ländern im Sinne der 
Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen und der Beförderung 
einer menschenwürdigen Entwicklung für alle Teile der Bevölke- 
rung zu verzichten. Das entspräche einem jährlichen Einnahmever- 
lust von 400 bis 500 Mio. DM; 

2. sich im Rahmen der G7- Verhandlungen und im Kreis der multilateralen 
Gläubiger des IWF und der Weltbank zur Umsetzung der HlPC-Initia- 
tive dafür einzusetzen, 

- daß sie auf alle hochverschuldeten armen Eänder ausgeweitet wird, 

- daß die Fristen zur Umsetzung des Programms bis zur Entschuldung 
mindestens halbiert werden, 

- daß das angewandte Kriterium der „Tragfähigkeit“ von Schulden neu 
definiert und dabei an sozialen und ökologischen Faktoren ausge- 
richtet wird, 

- daß die Entschuldung der HIPC-Staaten von Strukturanpassungs- 
programmen des IWF entkoppelt wird, 

- daß bei der Finanzierung der Entschuldung vorrangig auf die Gold- 
reserven des IWF zurückgegriffen wird (Verkauf eines kleinen Teils 
der Goldbestände); 

3. irmerhalb der internationalen Gebergemeinschaft die Initiative für die 
Schaffung eines internationalen Insolvenzrechtes einzusetzen, welches 
ermöglichen soll, 

- Vergleichsverfahren auf Antrag des Schuldnerlandes zu eröffnen, 

- daß Schuldnerland und Gläubiger entsprechend ihrer Eeistungs- 
fähigkeit zur Überwindung der Insolvenzsituation beitragen, 

- die Fälle durch ein neutrales Schiedsgericht zu entscheiden, 

- die Partizipation der Zivilgesellschaft (Anhörungsrecht für alle Be- 
troffenen) zu gewährleisten, 

- daß multilaterale und bilaterale sowie private Gläubiger gleichge- 
stellt werden, 

- von einem „Existenzminimum“ auszugehen, das soziale und ökolo- 
gische Mindeststandards berücksichtigt; 

4. sich für eine umfassende Flankierung der Entschuldung einzusetzen und 
dafür Sorge zu tragen, daß die entsprechenden Rahmenbedingungen ge- 
schaffen werden. Dazu gehören: 

- eine umfassende Reform von IWF und Weltbank. Der IWF muß sich 
aus der Entwicklungszusammenarbeit vollständig zurückziehen und 


” Entschuldungsinitiative der Bundesregierung unter Bundeskanzler Gerhard Schröder zugunsten der 
von IWF und Weltbank definierten 41 highly indebted poor countries (hoch verschuldeten armen Länder). 
Sie umfaßt ein 7-Punkte-Programm, das im wesentlichen Schuldenerlaß für 5 weitere Staaten der HIPC 
(Guyana, Honduras, Nicaragua, Bolivien, Cote d’Ivoire), Fristenverkürzung von 6 auf 3 Jahre, erstmalige 
Einzahlung von 50 Mio. DM in den HIPC-Fonds der Weltbank, Ausschöpfung des Ermessensspielraumes 
bei 200 % Gesamtverschuldung zu Exporterlösen, Schuldenerlaß im Rahmen des Pariser Clubs bis 100 % 
sowie Finanziemng von Projekten zur Stärkung der Export- und Devisenfahigkeit der Länder vorsieht. 
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sich auf die Koordination der Wirtschafts- und Finanzpolitiken sei- 
ner Mitgliedsländer konzentrieren. Die Strukturanpassungspro- 
gramme (ESAF) sind abzulösen, 

- die grundsätzliche Demokratisierung von IWF und Weltbank und 
die Herstellung ihrer Transparenz, 

- die Stärkung der internationalen Bankenaufsicht und das Unterbin- 
den des Handels mit besonders gefährlichen Kapitalderivaten, 

- die Einführung einer Kapitalverkehrssteuer (Tobin-Tax), 

- die Schaffung von nationalen Instrumenten für Kapitalverkehrskon- 
trollen. 


Bonn, den 14. April 1999 

Carsten Hübner 

Fred Gebhardt 

Wolfgang Gehrcke-Reymann 

Dr. Barbara Hüll 

Rolf Kutzmutz 

Heidi Lippmann-Kasten 

Ursula Lötzer 

Dr. Uwe-Jens Rössel 

Dr. Winfried Wolf 

Dr. Gregor Gysi und Fraktion 


Begründung 

Entschuldung kaim nur Anfang von Entwicklung und wieder ermöglichter 
Entwicklung werden. So schätzt der Human Development Report 1997 der 
UNDP ein, daß staatliche Finanzen, die heute zur Ableistung von Schul- 
dendienst (Tilgung und Zinszahlung) von Entwicklungsländern eingesetzt 
werden, als Investitionen im Sozialbereich das Potential hätten, allein in Afri- 
ka 2 1 Millionen Kindern das Eeben zu retten und über 90 Millionen Frau- 
en und Mädchen eine Grundausbildung zu sichern. 

Die ärmsten Staaten aber (EDC - least developed countries) zerbrechen an 
ihrer Schuldenlast. Ihre Schulden liegen um ein Vielfaches höher als ihr jähr- 
liches Bruttosozialprodukt, etwa Mosambik (419 %), Guinea Bissau 
(292 %) oder Säo Tome und Principe (712 %). Trotz vielfacher Umschul- 
dungen bleibt ihre Schuldenlast unerträglich, wie z. B. in Nicaragua. 

Auf der anderen Seite gehen Maßnahmen, die zu einer Integration in die 
Weltwirtschaft führen würden, an ihnen vorbei. Nur etwa 10 % aller Direkt- 
investitionen flössen in die Eänder des Südens, und auch dort nur in 12 Staa- 
ten, von denen China mit großem Abstand den ersten Platz einnimmt. Nach 
Afrika flössen 1997 (Quelle OECD) nur gerade 1 % aller Auslandsinvesti- 
tionen, davon wiederum der größte Teil nach Südafrika. Der Anteil Afrikas 
am Welthandel macht gerade 1,2 % aus und nimmt seit Jahren ab. Auf die- 
se Weise marginalisiert, haben die meisten Entwicklungsländer keine oder 
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nur ungenügend Gelegenheit, eigenständig am Abbau ihrer Überschuldung 
zu arbeiten. 

Die an bisherige Entschuldungsmaßnahmen von IWF und Weltbank ge- 
koppelten Strukturanpassungsmaßnahmen haben für die Nichtentwicklung 
ein Übriges getan. Ihre sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen sind 
verheerend. Anstieg der Arbeitslosigkeit, sinkende Reallöhne, anhaltende 
und weiterwachsende Armut, Rückgang der Nahrungsmittelproduktion, Zu- 
nahme von Krankheiten und Epidemien, wieder ansteigende Quoten von 
Analphabetismus, weitere Verschlechterung der Einkommensverteilung und 
damit zunehmende innergesellschaftliche Polarisierung sind die Folgen der 
gravierenden Einschnitte in die nationalen Etats für Sozialausgaben, die we- 
sentliches Element dieser Strukturanpassungsprogramme bisher darstellten. 
Dies belegen Untersuchungen der lEO und des UNDP. Weltbank und IWF 
haben selbst Fehler eingestanden. 

Bei flankierenden Maßnahmen öffentlicher Entwicklungshilfe ist seit Jah- 
ren ein Abwärtstrend zu beobachten. So geben die Staaten der OECD 1997 
nur noch 0,22 % des BSP, die Gruppe der G7 ganze 0,19 % ihres BSP für 
öffentliche Entwicklungshilfe aus. Alle Gipfelkonferenzen der 90er Jahre, 
angefangen mit Rio bis nach Rom, fordern hingegen 0,7 %. 

Von 1996 bis 1997 allein ist die öffentliche Entwicklungshilfe um 14,2 % 
zurückgegangen und betrug weltweit nur 47,6 Mrd. US-$. Das entspricht 
weniger als einem Fünftel der 1997 von den Entwicklungsländern aufge- 
brachten Schuldendienstzahlungen. 

Die HIPC-Initiative der Weltbank, die nun weitergeführt werden soll, ändert 
nichts an der neoliberalen Politik der Strukturanpassung und ist darauf 
ausgerichtet, für eine nur kleine Gruppe von Eändern die „Wiederkredit- 
fähigkeit“ wiederherzustellen, nicht aber einen Neuanfang für diese Eänder 
zu signalisieren. Dazu trägt auch das willkürlich festgelegte Kriterium der 
Tragfähigkeit bei, wonach diese nicht mehr gegeben ist, wenn die Gesamt- 
schulden eines Eandes mehr als 200 bis 250 % der Exporterlöse eines Eandes 
betragen - bei den betreffenden HIPC-Eändern liegt dieser Wert bei durch- 
schnittlich 450 % - oder der Schuldendienst zu den Exporterlösen in einem 
Verhältnis von mehr als 20 bis 25 % liegt. Dieses so hoch angesetzte Trag- 
fähigkeitskriterium läßt keinen Spielraum für eine eigenständige Entwick- 
lung der nationalen Wirtschaften der betreffenden Entwicklungsländer zu. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich weltweit zu einem der größten und 
wichtigsten Gläubigerländer gegenüber den Entwicklungsländern ent- 
wickelt. Sie nimmt auch eine herausragende Rolle in den Entscheidungs- 
gremien der multilateralen Gebergremien ein (Exekutivbankdirektoren in 
IWF und Weltbank). Dieser Verantwortung und Rolle muß sie gerecht wer- 
den und angesichts ihres Forderungsumfanges von 37,3 Mrd. DM aus der 
Finanziellen Zusammenarbeit (Entwicklungshilfe), 17,0 Mrd. DM aus Her- 
mes-Bürgschaften (Handelsförderungen) sowie 5,5 Mrd. DM Forderungen, 
die von der ehemaligen DDR übernommen wurden, kann und muß sie Vor- 
reiterin im Rahmen multilateraler Entschuldungsschritte sein sowie weit- 
reichende Maßnahmen hinsichtlich bilateraler Entschuldung ergreifen. 


